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Zusammenfassung

In der vorliegenden Arbeit wird die vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung in

einem Gutachten vorgeschlagene ökologische Steuerreform einer kritischen Würdigung un-

terzogen. Die Untersuchung richtet sich zunächst auf das der positiven Analyse zugrunde-

liegende methodische Vorgehen und erörtert, welche Fehlschätzungen daraus resultieren

können. Anschließend erfährt die Diskussion eine Ausweitung auf normative Aspekte, in-

dem das Szenario einer kritischen Prüfung aus allokativer, fiskalischer und distributiver

Sicht unterzogen wird. Abschließend wird aus den Ergebnissen dieser Kritik ein ökono-

mischer Analyserahmen zur Bewertung einer ökologischen Steuerreform abgeleitet, der

zugleich die Bereiche aufzeigt, in denen weiterer Forschungsbedarf besteht.
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1 Einführung

Die Produktion und der Konsum von Gütern generieren vielfach erhebliche negative Um-

weltexternalitäten, und es ist zu befürchten, daß diese zum Teil irreversible Schäden her-

vorrufen. Obwohl über das konkrete Ausmaß dieser Belastungen in verschiedenen wis-

senschaftlichen Disziplinen gestritten wird, besteht doch unter Ökonomen weitgehend Ei-

nigkeit, daß sie zu deutlichen Wohlfahrtseinbußen führen. Als eines der gravierendsten

Beispiele sind die Folgen der zu erwartenden anthropogenen Klimaveränderung zu nen-

nen.

Das Phänomen negativer Externalitäten ist keineswegs neu, und die klassischen Vorschläge

zu ihrer Internalisierung durch die Einführung einer PlGOU-Steuer sind es ebensowenig.

Die Umsetzung dieses Ansatzes wird jedoch durch die Unsicherheit über das Ausmaß und

die Auswirkungen der Umweltbelastungen, über deren Gewichtung in Relation zu ande-

ren gesellschaftlichen Zielen sowie über die mit einer Internalisierung verbundenen Ko-

sten erschwert. Deshalb werden ausgehend vom aktuellen Wissensstand häufig Zielgrößen

der Ressourcennutzung politisch vorgegeben. Im Bereich der Klimagase geschah dies bei-

spielsweise durch eine Absichtserklärung der EG.1 Um ein derart vorgegebenes Ziel mit

den geringsten Kosten erreichen zu können, sind die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen

verschiedener möglicher Maßnahmen miteinander zu vergleichen.

Die Beurteilung der Auswirkungen einer ökologischen Steuerreform wird zusätzlich er-

schwert, wenn eine Wirtschaft von ihrem verzerrungsfreien Ideal abweicht. Die gegenwärti-

ge wirtschaftliche Situation in Deutschland kann kaum als friktionsfrei gelten, da eine Viel-

zahl von Verzerrungen auf Güter- und Faktormärkten besteht, die sich etwa in der hohen

und persistenten Arbeitslosigkeit der letzten Jahre manifestieren. Für eine qualitative und

insbesondere eine quantitative Abschätzung ist daher der Einsatz von Modellrechnungen

notwendig. Denn gerade die Existenz anderer Ineffizienzen läßt es theoretisch möglich

erscheinen, über die Verwendung der Umweltsteuererträge durch eine Reduktion der son-

stigen Verzerrungen neben der Umweltdividende eine weitere erzielen zu können. Eine

derartige doppelte Dividende bedeutete im günstigsten Fall sogar negative gesamtgesell-

schaftliche Kosten der Implementierung oder Erhöhung einer Umweltsteuer, so daß von

den äußerst schwierig zu bewertenden Nutzenveränderungen aufgrund einer verbesserten

Umweltsituation abstrahiert werden könnte. Besonders häufig wird diese Möglichkeit im

Zusammenhang mit den als zu hoch betrachteten Lohnnebenkosten und dem hohen Niveau

der Arbeitslosigkeit in Deutschland und Westeuropa diskutiert.2 Dabei tritt mitunter der

eigentliche Zweck einer ökologischen Steuerreform, nämlich die Reduzierung schädigender

Emissionen auf ein als tolerabel erachtetes Niveau, in den Hintergrund. Mit einer rein theo-

retischen Analyse läßt sich die Frage nicht beantworten, ob eine ökologische Steuerreform

'Vgl. [10] Caspari (1995), Kap. 5.
2Vgl. [12] Dreze und Malinvaud (1994), S. 494.



positive oder negative Beschäftigungswirkungen hat. Beide Ergebnisse sind möglich. Des-

wegen ist der Einsatz quantitativer Verfahren unumgänglich, um die Auswirkungen einer

solchen Steuerreform in einer konkreten Situation evaluieren zu können. In dieser Hinsicht

stellt das vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) vorgelegte Gutachten

einen ersten wichtigen Schritt dar.3 Darin werden für ein konkretes Steuerreformszenario

mit Hilfe quantitativer Verfahren neben der Reduktion der CO^-Emissionen auch Verände-

rungen gesamtwirtschaftlicher Größen wie des Sozialproduktes und der Beschäftigung für

Deutschland abgeschätzt.

In dieser Arbeit wird die ökologische Steuerreform des DIW Gutachtens einer umfassen-

den kritischen Würdigung unterzogen. Die Untersuchung richtet sich zunächst auf das

der positiven Analyse zugrundeliegende methodische Vorgehen. Dabei zeigt sich, daß die

Studie des DIW einige Schwachpunkte im Ansatz und in der methodischen Umsetzung

aufweist, daß jedoch andererseits auch ein Teil der in der Literatur bereits geäußerten,

sehr grundsätzlichen Kritikpunkte eher unbedeutend oder gar irrelevant ist. Anschließend

erfährt die Diskussion eine Ausweitung auf normative Aspekte, indem das Szenario einer

kritischen Prüfung aus allokativer, fiskalischer und distributiver Sicht unterzogen wird.

Ausgehend von der kritischen Auseinandersetzung mit der Vorgehensweise des DIW und

der Betrachtung des theoretischen Hintergrundes wird ein Analyserahmen entwickelt, der

das Instrumentarium aufzeigt, das zur Bewertung einer ökologischen Steuerreform not-

wendig ist, und außerdem wichtige Aspekte für eine quantitative Abschätzung enthält.

In Abschnitt 2 wird zunächst ein Abriß des vom DIW gewählten Ansatzes gegeben. Die-

ser umfaßt die vorgeschlagene Ausgestaltung einer ökologischen Steuerreform, die für die

quantitative Abschätzung ihrer Auswirkungen angewandte Methodik und schließlich die

erzielten Ergebnisse. Die methodische Kritik in Abschnitt 3 setzt sich direkt mit dem

Ansatz und den Ergebnissen des Gutachtens auseinander. In Abschnitt 4 wird in einem

allgemeinen theoretischen Rahmen die ökologische Steuerreform einer normativen Kritik

unterzogen. Aus den Ergebnissen dieser Kritik wird in Kapitel 5 ein ökonomischer Ana-

lyserahmen zur Bewertung einer ökologischen Steuerreform abgeleitet, der zugleich die

Bereiche aufzeigt, in denen weiterer Forschungsbedarf besteht. Auf diesen wird in der

abschließenden Zusammenfassung eingegangen.

2 Das DIW Gutachten

Vor dem Hintergrund des Umweltgipfels 1990 in Rio de Janeiro verpflichtete sich die

Bundesregierung zu einer Reduzierung der deutschen CO2-Emissionen gegenüber dem

Basisjahr 1987 um 25% bis 30% bis zum Jahr 2005. An dieser politischen Vorgabe orien-

3Vgl. [1] Bach et al. (1994). Das Gutachten ist inzwischen als Buch erschienen. Vgl. [16] Green-
peace (1995).



al. (1994), S. 14f). Als Instrument wird eine
i an die Unternehmen über eine Senkung der
und an die privaten Haushalte über eine Pro-
imtwirtschaftlichen Auswirkungen werden in
en Zeitraum 1995 bis 2010 simuliert. Das Mo-
aten und öffentlichen Konsum, Ausrüstungs-
aduktionsfaktoren werden Kapital und Arbeit
/a für die Entwicklung des Energieverbrauchs
auf stärker disaggregierte Teilmodelle zurück-

eform

achten des DIW wie folgt konzipiert. Steuer-
n, wobei die verbrauchte Energiemenge einen
belastungen darstellen soll, die beispielsweise
m Risiko und den Entsorgungskosten aus der
le beim Import sekundärer Energieträger zu
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ommen.

Zeitablauf linear ansteigender Satz vorgeschla-
irgieeinsatzes um 7% pro Jahr führt. Dies ent-
| im ersten Jahr (1995), die auf 15,83 DM/GJ
eisen von 1990 und ausgehend von einem Preis
aus ergibt sich, ebenfalls in Preisen von 1990,
rgiesteueraufkommen in Höhe von DM 8.574
. im Jahr 2010 ([1] Bach et al. (1995), S. 126).
lsneutral zu gestalten, beinhaltet das Konzept
senden Steuererträge an die Steuerzahler rück-
ind Haushaltssektor erhalten ihren jeweiligen
p der Gruppenäquivalenz), wobei ca. 70% an
r Sektoren jedoch wird keine weitere Differen-
lommen. Die Steuerrückerstattung erfolgt im



Produktionsbereich durch eine Senkung des Arbeitgeberanteils zu den Sozialversicherun-

gen und im Haushaltssektor durch die Auszahlung eines Pro-Kopf-Öko-Bonus. Durch die

Senkung der Lohnnebenkosten wird angestrebt, neben einer Verringerung der Umweltbe-

lastung positive Beschäftigungseffekte zu erzielen.

2.2 Das methodische Vorgehen

Von dem vorgeschlagenen Eingriff in das Steuersystem sind neben dem primären Effekt auf

den Energieverbrauch eine Vielzahl indirekter Effekte zu erwarten. Aus den induzierten

Anpassungen im Preissystem resultieren sektorale Verschiebungen, Änderungen der Pro-

duktionstechnologie und der Zusammensetzung des Außenhandels sowie letztlich ein neuer

Wachstums- und Beschäftigungspfad. Viele dieser Effekte können isoliert, aber auch hin-

sichtlich ihrer Gesamtwirkung auf das Primärziel einer Reduktion der Umweltbelastung

sowie auf andere wirtschaftspolitische Kennziffern untersucht werden. Um quantitative

Aussagen über die Nettoeffekte treffen zu können, sind Modellrechnungen unabdingbar.

Die Studie des DIW stellt einen der wenigen bislang verfügbaren Ansätze zu einer umfas-

senden modellgestützten Simulation in diesem Bereich dar.4 Sie basiert allerdings nicht auf

einem vollständigen sektoralen ökonometrischen Modell für Gesamtdeutschland, sondern

nimmt eine Abschätzung der Effekte auf Grundlage dreier getrennter Modellrechnungen

vor, die sich zum Teil lediglich auf Westdeutschland beziehen:

1. Prognose der Entwicklung des Energieverbrauchs;

2. Schätzung der sektoralen Preisentwicklung;

3. Simulation eines makroökonomischen Konjunkturmodells.

In der ersten Stufe der Analyse wird die Entwicklung des Energieverbrauchs bei Umset-

zung der vorgeschlagenen ökologischen Steuerreform in einem Partialansatz abgeschätzt.

Die Annahmen über die gesamtwirtschaftliche, sektorale und strukturelle Entwicklung

einschließlich der technischen Faktoren, die sich auf die Energieintensität der Produktion

auswirken, wurden dabei vornehmlich aus Studien des Prognos Institutes übernommen.0

In einer zweiten Modellrechnung wird untersucht, wie sich die Erhöhung der Energiepreise

sowie die aus dem Steueraufkommen resultierenden Kompensationsleistungen über die ein-

zelnen Sektoren zu den Endverbrauchskomponenten weiterwälzen. Dazu wird eine für das

Jahr 1988 geschätzte statische Input-Output-Tabelle mit Leontief-Produktionsstruktur

für die alten Bundesländer herangezogen.

4Vgl. zu anderen Studien z.B. [6] Bovenberg und Goulder (1994) und [27] Oepping (1995).
5[28] und [29] Prognos (1991) bzw. (1993); ergänzend [13] und [14] Enquete-Kommission (1990) bzw.

(1993).



Im dritten Schritt der Untersuchung kommt ein ökonometrisches Makromodell zum Ein-
satz. Dort werden gesamtwirtschaftliche Auswirkungen der Steuerreform durch eine de-
terministische ex-post Simulation ermittelt, indem das ökonometrische Modell zunächst
für ein Referenzszenario ohne Steuerreform und anschließend für das Steuerreformszenario
mit auf Null gesetzten Fehlertermen dynamisch simuliert wird. Das für Westdeutschland
über die Jahre 1983 bis 1992 geschätzte Modell umfaßt neben den zentralen Komponenten
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) Gleichungen für den Arbeitsmarkt und
die Einnahmen und Ausgaben des staatlichen Sektors.

Das DIW versucht die einzelnen Modellteile aufeinander abzustimmen, indem Ergebnis-
se aus den ersten Modellteilen als exogene Größen in das Makromodell Eingang finden.
Einerseits erhöht das aus dem Energiemodell ermittelte Steueraufkommen das nominale
Einkommen der privaten Haushalte und senkt zugleich die Lohnstückkosten der Unter-
nehmen. Andererseits wirken die aus der Input-Output-Tabelle ermittelten aggregierten
Preiseffekte, die bereits die Kompensationszahlungen an die Unternehmen berücksichtigen,
exogen auf die relativen Preise der Bereiche Konsum, Investitionsgüter, Staatsverbrauch,
Bauten und Exporte und damit auf die Endnachfrage nach diesen Komponenten.

2.3 Die Ergebnisse der DIW Studie

Das Primärziel der vorgeschlagenen ökologischen Steuerreform ist hauptsächlich die Re-
duktion klimabelastender Emissionen. Verglichen mit dem Referenzjahr 1987 ergibt sich
aus der Prognose des Energieverbrauchs im Jahr 2010 ein Rückgang des Primärenergieein-
satzes um 23,5% und eine Reduktion der jährlichen C02-Emissionen um 24,8% ([1] Bach
et al. (1994), S. 121), so daß die politische Vorgabe für das Jahr 2005 im Jahr 2010 trotz
der Energiesteuer noch immer knapp verfehlt wird.

Der wesentliche Beitrag der DIW Studie besteht darin, quantitative Aussagen über die ge-
samtwirtschaftlichen Auswirkungen einer derartigen ökologischen Steuerreform zu liefern.
Tabelle 1 gibt die prozentuale Abweichung einiger kumulierter Größen im Verhältnis zur Si-
mulation ohne Steueränderung nach zehn Jahren an. Für die sogenannte Basisvariante wer-
den dabei konstante Realzinsen, ein unveränderter realer Außenwert der D-Mark und ein
unverändertes lohn- und finanzpolitisches Verhalten unterstellt. In Alternativ-Variante I
wird von der Annahme eines unveränderten realen Außenwertes der D-Mark abgegangen
und insofern von Wechselkursanpassungen aufgrund der geänderten Preisstruktur abgese-
hen. Diese Variante ist daher eher geeignet, die Auswirkungen einer möglichen veränderten
internationalen Wettbewerbsfähigkeit abzubilden. Da die Autoren davon ausgehen, daß ihr
ökonometrisches Konjunkturmodell die Elastizität der Beschäftigung in bezug auf die Ar-
beitskosten eher überschätzt, wird diese Elastizität in Alternativ-Variante IV halbiert. In
Alternativ-Variante V schließlich wird zusätzlich eine aktive Fiskalpolitik in Form erhöhter
öffentlicher Investitionen unterstellt, die etwa als Ausgleich für besonders vom Struktur-



wandel betroffene Regionen getätigt werden.

Tabelle 1: Gesamtwirtschaftliche Effekte einer ökologischen Steuerreform im Ver-

gleich zum Referenzszenario, kumuliert über zehn Jahre in v.H.

Erwerbstätige

BIP (real)

Preise (BSP)

Tariflöhne (Std.)

Lohnnebenkosten

Lohnstückkosten

Basis Variante

2.1

-2.2

1.5

0.2

-4.8

-2.2

Alternativ-

Variante I

2.2

-2.3

1.2

-0.4

-4.9

-2.6

Alternativ-

Variante IV

1.1

-1.0

0.9

0.7

-4.7

-3.0

Alternativ-

Variante V

2.8

-1 .1

3.8

2.9

-4.4

-0.7

Quelle: [1] Bach et al. (1994), S. 11*; eigene Berechnungen.

Die Simulationen des DIW führen zu dem Ergebnis, daß die vorgeschlagene ökologische

Steuerreform einerseits zu einem Rückgang des Sozialproduktes gegenüber dem Referenz-

szenario, das heißt absolut zu einer um 0, 22%/a geringeren jährlichen Wachstumsrate

führt, dafür andererseits neben dem Primärziel der CO2~Reduktion auch einen positiven

Beschäftigungseffekt auslöst, der nach zehn Jahren in Westdeutschland zu 300.000 bis

800.000 zusätzlichen Arbeitsplätzen führt. Dabei weisen einzelne Regionen aufgrund eines

sehr hohen Besatzes mit energieintensiven Industrien stark nach unten abweichende Ergeb-

nisse auf, während andere Regionen mit hohem energieextensivem Sektorbesatz überdurch-

schnittliche Beschäftigungsgewinne erzielen. Die qualitativen Ergebnisse erweisen sich in

den Alternativszenarien als weitgehend robust. Allerdings hängen die Beschäftigungseffek-

te, wie Alternativ-Variante IV aufzeigt, stark von der Lohnelastizität der Arbeitsnachfrage

ab.

3 Die Kritik am DIW Gutachten

Wie beschrieben schätzt das DIW die Effekte einer Umweltsteuerreform auf der Grundlage

dreier getrennter Modellrechnungen. Im folgenden werden die Schwächen jeder einzelnen

Teilstufe separat erläutert.

3.1 Energiewirtschaftliche Entwicklung

Solange der Energieverbrauch zumindest in Teilbereichen elastisch auf die Energiepreise

reagiert, ist von einer Energiesteuer als Partialeffekt eine Reduktion des Energieverbrau-

ches sowie des damit verbundenen primären Ressourceneinsatzes zu erwarten. In der ersten

6



Stufe des Gutachtens werden die von der Energiesteuer induzierten Energieeinsparungen
für die einzelnen Sektoren ermittelt. Die Bestimmung dieser direkten Effekte erfolgt je-
doch nicht modellgestützt, sondern auf der Grundlage anderer Studien. Die geschätzten
Veränderungen des Energieverbrauchs beruhen daher ausschließlich auf Prognosen über
Veränderungen des spezifischen Energieeinsatzes in der Produktion auf sektoraler Ebene.
Wie sich jedoch der Energieverbrauch unter Berücksichtigung von Rückwirkungen verhält,
die sich aus der Anpassung von Technologie und sektoraler Struktur ergeben, kann im DIW
Gutachten nicht geschätzt werden.6

Der Energiestudie des DIW wird generell vorgeworfen, daß der Energienachfragerück-
gang als Reaktion auf die Energiesteuer im Vergleich zu vorliegenden Preis-Mengen-
Elastizitäten anderer Studien (EU-Kommission, Internationale Energieagentur) systema-
tisch überschätzt werde.7 Das DIW hingegen hält seine Ergebnisse für eine vorsichtige
Schätzung, die der relativ kurzen Laufzeit des Steuerszenarios, dem nur allmählichen An-
steigen der Energiepreise und den vielfältigen Hemmnissen bei der Umsetzung von Ener-
giesparmaßnahmen und einer Energieträgersubstitution Rechnung trägt. Bei den anderen
Studien ergeben sich die geringen Einsparerfolge aufgrund niedrigerer Energiesteuersätze
und Elastizitäten, die lediglich aus Erfahrungen der Vergangenheit abgeleitet wurden.
Ähnlich dauerhafte und absehbar gestaltete Energiepreisveränderungen der vorgeschla-
genen Größenordnung hat es jedoch bisher nicht gegeben.8 In den Elastizitäten der ge-
nannten Studien sind daher die von einer Umweltsteuerreform ausgehenden zusätzlichen
Impulse auf die technologische Entwicklung nicht enthalten. Auch bei kurzfristig unela-
stischen Energienachfragen ist durch die Verteuerung der Energie langfristig von elasti-
scheren Nachfragen auszugehen.9 Inwieweit und in welchem Ausmaß dies auf den vom
DIW unterstellten Betrachtungszeitraum von 15 Jahren zutrifft, bedarf einer genaueren
Untersuchung.

Die ermittelten Energieeinsparungen im Haushaltssektor, speziell im Raumwärmebereich,
sind unrealistisch, da bei Mietwohnungen (65% des derzeitigen Wohnungsbestandes) der
Vermieter — insbesondere angesichts der bestehenden Überschußnachfrage nach Wohn-
raum — keinen Anreiz hat, Wärmedämmaßnahmen durchzuführen oder verbesserte Hei-
zungsanlagen zu installieren. Die Auswirkungen einer Fehleinschätzung sind erheblich, da
die Bereitstellung der Raumwärme mehr als drei Viertel des Endenergieverbrauchs der
Haushalte beansprucht und im Jahr 1990 etwa 18% des gesamten Endenergieverbrau-
ches in Deutschland entsprach.10 Obwohl sich das DIW dieses Investor-Nutzer-Dilemmas

"Siehe [1] Bach et al. (1994), S. 85.
7Vgl. [4] Böhringer et al. (1994), S. 623, und [9] BDI (1994), S. 16f.
8Vgl. [2] Bach et al. (1995), S. 248f.
9Vgl. [23] Mauch et al. (1992), Teil I, Kap. 6, für eine Abschätzung langfristiger Elastizitäten am Beispiel

von Verkehrstreibstoffen.
10Vgl. [1] Bach et al. (1994), S. 107.



durchaus bewußt ist und für flankierende ordnungsrechtliche Maßnahmen plädiert,11 un-

terstellt es trotzdem in diesem Bereich Einsparungen in Höhe von 30% gegenüber der

Referenzentwicklung von Prognos (1991).

3.2 Input—Output—Ansatz

Zur Ermittlung der durch die Energiesteuer hervorgerufenen Preiseffekte verwendet das

DIW eine statische, auf einer Leontief-Produktionsstruktur basierende Input-Output-

Tabelle, die von den Lieferverflechtungen des Jahres 1988 für Westdeutschland ausgeht.

Da in einer solchen Input-Output-Tabelle die intersektoralen Güter- und Zwischengüter-

ströme fest über die Zeit vorgegeben sind, bleiben in dieser Analysestufe zu erwartende

Substitutionseffekte in der Produktions- und Nachfragestruktur zwischen Inputfaktoren,

Zwischengütern und Konsumgütern unberücksichtigt. Weiterhin wird von einer vollständi-

gen Überwälzbarkeit der Steuern auf die Endnachfragekomponenten ausgegangen.12 Die

Abkoppelung des Primärenergieverbrauchs vom Bruttoinlandsprodukt, die seit den beiden

Ölpreisschocks in Deutschland zu beobachten ist,13 läßt für die vorgeschlagene Energiesteu-

er beträchtliche Änderungen in der Produktionstechnologie, dem Energieeinsatz und der

intersektoralen Verflechtung erwarten. Dennoch können in diesem Analyserahmen gewöhn-

liche sowie durch die Umweltsteuerreform zusätzlich induzierte Prozeßinnovationen nicht

abgebildet werden. Natürlich ist zu berücksichtigen, daß die Ölpreisschocks eine globale

Wirkung hatten und somit auch Energieeinsparpotentiale weltweit entwickelt wurden. An-

dererseits ist bei einer nationalen Energiesteuer, wie sie das DIW unterstellt, durch den

festgelegten, steigenden Steuersatzpfad anders als bei den Ölpreisschocks Planungssicher-

heit gegeben.

Die Preiseffekte in diesem Modellsegment der Studie werden durch die Besteuerung des

Faktors Energie einerseits und die Verwendung der Steuererträge andererseits ausgelöst.

Aufgrund der unberücksichtigten Substitutionsmöglichkeiten und Prozeßinnovationen ist

davon auszugehen, daß die von der Steuer ausgelösten Preiswirkungen auf die Endprodukte

generell überschätzt werden. Anders als vom DIW dargestellt,14 handelt es sich allerdings

bei diesem Partialeffekt aufgrund unberücksichtigter Faktornachfrageverändungen nicht

notwendigerweise um Obergrenzen. Die Überschätzung der Preise sowie die unberücksich-

tigten internationalen Standortverlagerungen resultieren in einem zu hohen geschätzten

Steueraufkommen und daher zu hohen Kompensationsleistungen, woraus sich die zweite,

entgegengesetzte Wirkung auf die Preise ergibt.15 Es ist daher davon auszugehen, daß der

11 Vgl. [1] Bach et al. (1994), Kap. 8.3.4.
12Diese vollständige Überwälzung impliziert vollkommene Konkurrenz auf allen Märkten und konstante

Skalenerträge in der Produktion.
13Vgl. [26] Münch und Böttcher (1995), S. 11.
14Vgl. [1] Bach et al. (1994), S. 127.
15Vgl. zu dem Aspekt der Standortverlagerungen auch [26] Münch und Böttcher (1995), S. 10.



Gesamteffekt auf die Preise der Endprodukte in arbeitsintensiven Sektoren unterschätzt

und in energieintensiven Sektoren überschätzt wird. Da die Abstraktion von sektoralen

Anpassungen und technologischen Entwicklungen die Ergebnisse fundamental verzerrt,

kann den ausgewiesenen Preiseffekten nur eine indikatorische Bedeutung zukommen.

3.3 Ökonometrisches Makromodell

Der dritte Teil der Analyse erfolgt mit Hilfe eines ökonometrischen Makromodells. Das

Modell enthält 49 stochastische Gleichungen und 26 exogene Variablen. Es basiert auf

Quartalsdaten der VGR für die Jahre 1983 bis 1992 für Westdeutschland. Da bei der Ana-

lyse umweltpolitisch motivierter Maßnahmen bisher — sofern überhaupt eine empirische

Betrachtung erfolgte — partialanalytische Verfahren überwiegen, muß dies als positiv be-

urteilt werden.

Da die Ergebnisse aus den beiden anderen Modellteilen als exogene Größen in das Makro-

modell Eingang finden, pflanzen sich ihre Fehler fort, wenngleich die Preisverzerrungen aus

der Input-Output-Analyse durch die Aggregation gemildert werden dürften. Vereinfacht

ausgedrückt resultieren also alle Effekte, die mit Hilfe des aggregierten Modells gewonnen

werden, aus einer Veränderung der relativen Preise für die Endnachfragekomponenten, die

im wesentlichen zugunsten des öffentlichen Verbrauchs und der Investitionen ausfällt,16

sowie aus einer Verlagerung der Steuerlast vom Faktor Arbeit auf die Endnachfrage.

Das Konjunkturmodell ist nicht genügend disaggregiert, um die Produktionsfaktoren Ar-

beit, Kapital und Energie unterscheiden zu können. Es werden somit auch hier keine

direkten Substitutionsbeziehungen zwischen den Inputfaktoren zugelassen, und es bleibt

offen, in welchem Ausmaß und welcher Richtung eine Veränderung der Faktoreinsatzrela-

tionen stattfände.17

Kritik wird an den Annahmen über die Entwicklung wichtiger monetärer Größen im ökono-

metrischen Konjunkturmodell geübt.18 So seien die in der Basisvariante zugrundegelegten

konstanten Realzinsen unrealistisch, da die Auswirkungen eines potentiell erhöhten Inve-

stitionsbedarfes für Energiesparmaßnahmen und hervorgerufene Strukturveränderungen

nicht abgebildet werden. Es wird statt dessen vorgeschlagen, Wechselkurse und Zinssätze

zu endogenisieren. Zwar mag ein solches Vorgehen aus theoretischer Sicht wünschenswert

sein, doch stellt zumindest die Endogenisierung von Wechselkursen in ökonometrischen

Modellen ein noch weitgehend ungelöstes Problem dar. Insofern dürfte der vom DIW

eingeschlagene Weg einer Simulation unterschiedlicher Szenarien für Wechselkurs- und

Zinsentwicklungen gangbarer sein, da er die Sensitivität der Ergebnisse im Hinblick auf

16Vgl. [1] Bach et al. (1994), S. 158.
l7[4] Böhringer et al. (1994), S. 623, beispielsweise diskutieren den Fall einer Komplementarität zwischen

Energie und Arbeit, aufgrund derer eine Verteuerung der Energie zu einer Reduktion der Beschäftigung
führte. Siehe auch [9] BDI (1994), S. 16.

18Vgl. [4] Böhringer et al. (1994), S. 623.



die getroffenen Annahmen erkennen läßt.

Zu kritisieren hingegen sind die Annahmen, die in bezug auf die Lohnbildung und die

resultierenden Beschäftigungswirkungen getroffen werden. Danach orientieren sich die Ta-

rifparteien bei der Festlegung der Löhne an den erwarteten Preisen, der Arbeitsprodukti-

vität und an der Höhe der Arbeitslosigkeit. In der Basisvariante wird zusätzlich unterstellt,

daß die Lohnbildung von der Kompensation der Arbeitgeberseite und dem Preisanstieg

im Verbraucherbereich nicht beeinflußt wird. Alternativ-Variante III unterstellt sogar,

daß der Einkommenseffekt aus dem Öko-Bonus zu geringeren Lohnanstiegen führt als im

Referenzszenario. Es könnte jedoch auch der umgekehrte Fall eintreten, daß bei Lohn-

verhandlungen sowohl die Preiseffekte als auch die Kompensation der Arbeitgeberseite

zu erhöhten Lohnabschlüssen führen.19 Außerdem hängen Beschäftigungswirkungen nicht

allein von Variationen des Lohnsatzes ab; zusätzlich sind sowohl Regimeabhängigkeit als

auch strukturelle Komponenten im Zuge der Anpassung von Produktionstechnologien in

den einzelnen Sektoren zu berücksichtigen.

Ein weiterer oft genannter Kritikpunkt an der DIW Studie ist, daß Verflechtungen mit dem

Ausland und daher auch Standortverlagerungen nur ungenügend berücksichtigt würden.20

Die Einbindung in die Weltwirtschaft erfolgt mittels einer Import- und einer Exportfunk-

tion, die wesentlich von den Preisen der inländischen Güter abhängig sind. Über diese

Funktionen erfaßt das Modell die internationalen Auswirkungen der Steuerreform auf die

Beschäftigung, die Wettbewerbsfähigkeit sowie die Güternachfrage und somit auch impli-

zit die Möglichkeit der Verlagerung ins Ausland.21 Es ist anzunehmen, daß zwischen der

Import- und Exportnachfrage und der Standortentscheidung ein Zusammenhang besteht.

Steigen ceteris paribus die Importe in bestimmten Sektoren, so ist damit zu rechnen, daß

inländische Investitionen im Ausland getätigt werden oder wurden. Andererseits ist vor-

stellbar, daß auch Exporte mit Direktinvestitionen korreliert sind, da gestiegene Exporte in

der Regel größere Vertriebssysteme erforderlich machen. Dies verdeutlicht, weshalb Stand-

ortverlagerungen allein durch Import- und Exportnachfragen nur unzureichend modelliert

sind.

Der Schätzzeitraum des Konjunkturmodells erstreckt sich vom 3. Quartal 1983 bis zum 2.

Quartal 1992. Interessant wäre es, in einer Alternativ-Variante den Zeitraum auf die bei-

den Ölpreisschocks in den siebziger Jahren auszudehnen, da hier ebenfalls nennenswerte

Preisveränderungen bei Energieträgern stattgefunden haben, wenngleich sie abrupt und

nicht antizipiert waren.

19Vgl. [30] Sachverständigenrat (1994), S. 211f.
2°Siehe [4] Böhringer et al. (1994), S. 624, und [9] BDI (1994), S. 16.
21Vgl. hierzu [2] Bach et al. (1995), S. 248.

10



3.4 Zusammenfassung der Kritik

Die Auswirkungen von Umweltsteuern können aufgrund der vielfältigen Interdependenzen

nur in einem ausreichend disaggregierten ökonometrischen Modell verläßlich ermittelt wer-

den. Die Studie des DIW stellt insofern lediglich einen ersten, wenngleich begrüßenswerten

Schritt dar. Allerdings sind die Ergebnisse im Lichte der vorgebrachten methodischen Kri-

tik zu betrachten. Die nicht oder nicht hinreichend berücksichtigten Effekte insbesondere

des induzierten technischen Fortschritts, der möglichen Standortverlagerung, der unzu-

reichenden Rückkoppelungseffekte zwischen den drei Teilmodellen und fehlende Substi-

tutionsbeziehungen zwischen Energie, Kapital und Arbeit sind die Hauptschwächen der

Studie. Sie lassen nicht nur die quantitativen Ergebnisse für die Effekte auf Beschäfti-

gung, Wachstum und andere volkswirtschaftliche Größen, die aus dem Konjunkturmo-

dell gewonnen werden, als wenig abgesichert erscheinen. Vielmehr ist auch die qualitative

Schlußfolgerung mit einem Fragezeichen zu versehen, wonach die angestrebte Reduzierung

der CO2-Emissionen mit dem vorgeschlagenen Instrumentarium ohne größere gesamtwirt-

schaftliche Verwerfungen möglich sei. Die vorgelegten Ergebnisse erlauben daher nicht den

Schluß, daß die ökologische Steuerreform einen Königsweg darstellt, indem sie neben den

Schadstoffemissionen auch die Arbeitslosigkeit reduzieren kann.

4 Theoretische Aspekte einer ökologischen Steuerreform

Im vorigen Kapitel setzte die Diskussion einer ökologischen Steuerreform unmittelbar an

der positiven Analyse der DIW Studie an. Die methodische Kritik richtete sich dabei

hauptsächlich auf die Modellierung der Teilkomponenten und deren Verknüpfung. In die-

sem Kapitel nun wird die Diskussion in einen allgemeinen theoretischen Rahmen ein-

gebettet, innerhalb dessen eine ökologische Steuerreform unter allokativen, fiskalischen

und distributiven Aspekten erörtert wird. Die normativen Erkenntnisse dienen dazu, sich

grundsätzlich mit den Problemen einer ökologischen Steuerreform auseinandersetzen und

die der DIW Studie zugrundeliegende Ausgestaltung kritisch beleuchten zu können.

4.1 Allokationsziel

Für die Internalisierung externer Effekte stehen dem Staat ordnungsrechtliche und markt-

wirtschaftliche Instrumente zur Verfügung, mit denen sich theoretisch eine effiziente In-

ternalisierung verwirklichen läßt; die Grenzvermeidungskosten müssen in diesem Fall für

alle Verschmutzer gleich hoch sein. Beim Einsatz ordnungsrechtlicher Maßnahmen setzt

dies vollkommene Information über die Vermeidungskosten jedes einzelnen Verschmutzers

voraus, um individuelle Reduzierungsquoten festsetzen zu können. Bei marktwirtschaftli-

chen Instrumenten hingegen wird — im Falle vollkommener Märkte — eine ökonomisch
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effiziente und daher gesellschaftlich kostenminimale Zielerreichung durch den Marktpro-

zeß realisiert. Sie haben den weiteren Vorteil, dynamisch effizient zu sein, da durch die

zusätzlichen Kosten Anreize gesetzt werden, saubere Technologien zu entwickeln.

Bei einer Steuerlösung stellt sich ein effizientes Ergebnis ein, sofern der Steuersatz auf

die den externen Umwelteffekt verursachende Emission dem sozialen Grenzschaden aus

der Externalität im Optimum entspricht. In diesem Fall führt die PlGOU-Steuer zu einer

first-best Lösung. Die Realität ist jedoch durch viele Verzerrungen und unvollständige

Information gekennzeichnet. Aufgrund der Schwierigkeiten, den marginalen Schaden im

Optimum unter Berücksichtigung sonstiger Verzerrungen richtig bestimmen und somit

die optimale Verschmutzungsmenge realisieren zu können, wird beim PREIS—STANDARD-

ANSATZ ein bestimmter Standard ad hoc vorgegeben. Dieser kann sich beispielsweise nach

naturwissenschaftlichen Erkenntnissen richten oder politisch motiviert sein. [3] Baumol

und Oates (1971, S. 46) haben gezeigt, daß auch ein solcher Standard mittels einer Steuer

mit den gesellschaftlich geringsten Kosten verwirklicht werden kann und sich ein second-

best Ergebnis einstellt. Die vom DIW vorgeschlagene Energiesteuer, die sich an den von

Deutschland eingegangenen Selbstverpflichtungen orientiert, entspricht einem Vorgehen

nach dem PREIS-STANDARD-ANSATZ. Als marktkonformes Instrument ist sie aus alloka-

tiver Sicht den bisher in Deutschland fast ausschließlich angewandten ordungsrechtlichen

Alternativen vorzuziehen.22

Um bei einer Lenkungssteuer falsche Anreize und somit Effizienzverluste zu vermeiden, ist

die richtige Wahl ihrer Bemessungsgrundlage entscheidend; hierzu bedarf es der Festlegung

eines detaillierten Zielkataloges. Ein solcher jedoch liegt dem DIW Gutachten nicht zugrun-

de, da die verbrauchte Energiemenge lediglich einen Näherungswert für unterschiedliche

Umweltbelastungen darstellen soll. Beschränkte sich die Zielsetzung auf die Verminderung

des anthropogenen Treibhauseffektes, so wäre die vorgesehene Energiesteuer aus meh-

reren Gründen mit Ineffizienzen behaftet. Eine effiziente Klimapolitik setzt unmittelbar

an den verschiedenen Treibhausgasemissionen an, was jedoch angesichts der vielfältigen

und oft auch mobilen Quellen sehr hohe administrative Kosten verursacht, sofern es tech-

nisch überhaupt möglich ist. Als pragmatische Alternative zu einer CO2~Steuer dient eine

Komplementärbesteuerung der fossilen Energieträger entsprechend ihrem Kohlenstoffge-

halt, da zwischen dem Kohlenstoffgehalt eines Energieträgers und den bei seiner Ver-

feuerung freiwerdenden CO2-Emissionen ein linearer Zusammenhang besteht.23 Die vom

22Alternativ zur steuerlichen Preisregelung kann eine ebenso effiziente Mengensteuerung z.B. durch die
Ausgabe handelbarer Emissionsrechte vorgenommen werden. Dem Staat fließen regelmäßige Einnahmen
allerdings nur bei einem wiederkehrenden Versteigerungsverfahren zu. Unter Unsicherheit können sich
bei einer Mengenregelung immense Kosten einstellen, während bei der Preisregelung möglicherweise die
ökologischen Zielvorgaben weit verfehlt werden.

23Der Nachteil einer Komplementärbesteuerung besteht darin, daß von ihr kein Anreiz ausgeht, durch
technologische Neuerungen eine Veränderung der Beziehung zwischen Verschmutzung und der zugrunde-
liegenden Steuerbasis herbeiführen. Eine derartige Technologie ist jedoch nach heutigem Kenntnisstand im
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DIW vorgeschlagene Energiesteuer belastet die einzelnen fossilen Energieträger ohne eine
Gewichtung entsprechend ihrem Kohlenstoffgehalt. Es besteht daher kein Anreiz, inner-
halb dieser Gruppe C02-intensive Energieträger durch C02-extensive zu substituieren.
Aufgrund der ungenutzten Substitutionsmöglichkeiten sind daher die gesellschaftlichen
Kosten einer Energiesteuer höher als die einer CO2-Steuer. Im Gutachten jedoch werden
bei einem Vergleich beider Steuerkonzeptionen keine nennenswerten Unterschiede in den
gesamtwirtschaftlichen Wirkungen festgestellt.24 Dieses Ergebnis verwundert nicht, da auf-
grund der unterstellten limitationalen Produktionsfunktion derartige Substitutionseffekte
ausgeschlossen sind. Würden neben CO2 auch die anderen bedeutenden Treibhausgase
in die Internalisierungsstrategie einbezogen, ließe sich das Internalisierungsziel mit noch
geringeren Kosten erreichen.25 Eine auschließliche Besteuerung von Treibhausgasen bevor-
zugt die Kernenergie, bei der jedoch abgesehen von den potentiellen Gefahren freigesetzter
Radioaktivität zusätzlich das Problem der Altlasten besteht. Daher sollte auch ihr Preis
die tatsächlichen gesellschaftlichen Kosten widerspiegeln.

Aufgrund der undifferenzierten Wirkungsweisen ist die vom DIW vorgesehene Energie-
steuer aus allokativer Sicht daher abzulehnen.
Bei einem nationalen Alleingang erhalten Importe, zu deren Herstellung Energie einge-
setzt wird, bei konstanten Wechselkursen einen Preisvorteil auf dem heimischen Markt.26

Lediglich für Sekundärenergie wird dieses Problem der sogenannten grauen Energie beim
DIW Szenario umgangen, da die Steuer nicht nur bei den Primär-, sondern auch bei den
Sekundärenergieträgern ansetzt. Allerdings haben die Hersteller der Sekundärenergie auf
diese Weise keinen Anreiz, die Energieumwandlung effizienter zu gestalten, da die vorge-
schlagene Steuer nicht bei den Inputfaktoren ansetzt, sondern sich an der durchschnittli-
chen Energiesteuerbelastung der im Inland hergestellten Sekundärenergieträger durch die
Primärenergieinputs orientiert.27

Bei einer Internalisierung von Umweltexternalitäten mittels Steuern stellt sich die Fra-
ge nach einer effizienten Verwendung der Steuererträge. Für das Ziel eines effizienten
Marktergebnisses ist es nicht erforderlich, die von einer negativen Externalität Betrof-
fenen zu kompensieren. Die von einem Steuerkeil ausgehenden Lenkungswirkungen stellen
in einem first-best Rahmen ein effizientes Marktergebnis sicher und bedürfen nicht ihrer
Verstärkung durch flankierende Maßnahmen bei der Mittelverwendung. Ein second-best
Rahmen hingegen ist durch zusätzliche Restriktionen gekennzeichnet, und es sind weitere
Aspekte einer Verwendung der Steuererträge zu diskutieren.

Zusammenhang mit CO2 nicht vorstellbar.
24Siehe [l] Bach et al. (1994), S. 57.
25Vgl. [24] und [25] Michaelis (1994) für eine Schätzung.
^Diskriminierendes Vorgehen ist aufgrund internationaler Handelsregeln (GATT und EU-Vertrag) nicht

möglich.
27Fälschlicherweise wird das in [l] Bach et al. (1994), S. 401, und [11] DIW (1994), S. 119, anders

dargestellt.
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Der Umweltsteuer wird in der theoretischen, vor allem jedoch auch in der politischen

Diskussion die Fähigkeit zugesprochen, eine doppelte Dividende erzielen zu können:28 die

Verbesserung der Umweltsituation eines Landes infolge der Internalisierung externer Um-

welteffekte sowie eine Reduzierung der Mehrbelastung eines bestehenden Steuersystems.

In diesem Fall besteht die zusätzliche Beschränkung des second-best Rahmens darin, ein

Staatsbudget mit Hilfe verzerrender Steuern finanzieren zu müssen. Eine wohlfahrtstheo-

retisch korrekte Analyse des Vorliegens einer doppelten Dividende setzt bei einem second-

best Steuersystem an. Würden in einem solchen Modellrahmen mit verzerrenden Steuern

die Erträge aus einer Umweltsteuer nicht pauschal an die Haushalte zurückverteilt, sondern

für die erforderliche Finanzierung des Staatsbudgets verwandt, so ergäbe sich der zusätzli-

che positive Effekt, daß die sozialen Kosten der Steuererhebung reduziert werden könnten.

Sie sind minimal, wenn die Grenzkosten einer zusätzlichen D-Mark an Steuereinnahmen

bei jedem Steuerinstrument gleich hoch sind. Sofern man sich bei der Umweltsteuer auf

dem ansteigenden Ast der LAFFER-Kurve befindet und den PiGOU-Steuersatz als Aus-

gangspunkt einer Marginalanalyse wählt, implizieren minimale Kosten der Steuererhebung

in diesem second-best Rahmen eine Ausdehnung des Umweltsteuersatzes über das Niveau

des PlGOU-Steuersatzes hinaus.29 Bei dieser partialanalytischen Betrachtungsweise blei-

ben jedoch die allgemeinen Gleichgewichtseffekte unberücksichtigt. Bezieht man diese kor-

rekterweise ein, können negative Wechselwirkungen der höheren Umweltsteuer mit den

übrigen verzerrenden Steuern die positiven Effekte aus der Wiederverwendung der Steue-

rerträge überwiegen.30 Eine doppelte Dividende der oben beschriebenen Art stellt sich in

diesem Fall also nicht ein.

In dem DIW Gutachten wird der resultierende positive Beschäftigungseffekt als zweite Di-

vidende bezeichnet. In dem bisher diskutierten Vollbeschäftigungsrahmen ergibt sich eine

Verringerung der freiwilligen Arbeitslosigkeit, wenn die durch eine Lohnsteuer im Steu-

ersystem verursachte Verzerrung der Arbeit-Freizeit-Entscheidung bei den Konsumenten

durch ihre partielle (marginale) Substitution gegen eine Umweltsteuer zurückgeführt wird.

Dieser Beschäftigungseffekt geht mit einem positiven Wohlfahrtseffekt einher. In der Lite-

ratur jedoch wird für eine ökologische Steuerreform, im Zuge derer eine Lohnsteuer durch

eine Umweltsteuer substituiert wird, dieser Effekt als höchst zweifelhaft und unwahrschein-

28Vgl. zur theoretischen Literatur zur doppelten Dividende von Umweltsteuern z.B. [15] Goulder (1995)
sowie [7] und [8] Bovenberg und de Mooij (1994).

29Unter einer PlGOU-Steuer wird im folgenden eine Steuer verstanden, durch die im Partialrahmen die
Grenz Vermeidungskosten gerade dem sozialen Grenzschaden aus der Umweltbelastung angeglichen werden.
Es wird dabei nicht zwischen einer first-best oder second-best Analyse unterschieden.

30Besteht beispielsweise diese Wechselwirkung darin, daß die Einführung einer Umweltsteuer zu einer
Erosion der anderen Steuerbemessungsgrundlagen führt, so kann die Verwendung des Umweltsteuerauf-
kommens möglicherweise nicht mehr dazu ausreichen, den Einbruch der Steuereinnahmen aus den anderen
Steuerquellen zu kompensieren. Es käme effektiv zu einer Erhöhung der Mehrbelastung des gesamten Steu-
ersystems, und die second-best Umweltsteuer läge unter dem Niveau der PlGOU-Steuer. Vgl. [7] Bovenberg
und de Mooij (1994).
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lieh beurteilt und lediglich eine doppelte Dividende im schwachen Sinne ausgewiesen:31

Die Verwendung der Steuererträge zur Finanzierung des Staatsbudgets, verknüpft mit ei-
ner entsprechenden Rückführung anderer Finanzierungsinstrumente, ist einer pauschalen
Rückverteilung an die Haushalte vorzuziehen.

Von der wohlfahrtstheoretischen Diskussion um eine doppelte Dividende zu trennen ist
die Analyse der Einführung einer Umweltsteuer in ein nicht optimales Steuersystem. In
diesem Fall dient die Einführung einer Umweltsteuer als Hebel, bestehende und möglicher-
weise politisch begründete Ineffizienzen eines Steuersystems zu vermindern. Diese Betrach-
tung kann nicht unter den Begriff doppelte Dividende subsumiert werden, da sich allein
durch eine Umstrukturierung des bestehenden Steuersystems bereits Wohlfahrtsgewinne
erzielen ließen: Sie sind nicht spezifisch für die Einführung einer Umweltsteuer. Das dem
DIW Gutachten zugrundeliegende deutsche Steuersystem kann sicherlich die Anforderun-
gen an ein optimales Steuersystem in wesentlichen Punkten nicht erfüllen. Zudem ist im
Gegensatz zu den bisherigen theoretischen Ausführungen angesichts des hohen Niveaus
an unfreiwilliger Arbeitslosigkeit eher eine Verzerrung der Arbeitsnachfrageentscheidung
aufgrund überhöhter Lohnkosten relevant. Die prognostizierten Beschäftigungseffekte sind
daher dem Umstand zuzuschreiben, daß die Kosten des Faktors Arbeit durch die mit der
Umweltsteuerreform verbundene Kompensation der Unternehmen reduziert werden. Ori-
entiert sich eine Ökologische Steuerreform zudem am PREIS-STANDARD-ANSATZ, SO ist
das zu erzielende Umweltsteueraufkommen determiniert. In diesem Fall kann die Untersu-
chung daher lediglich darauf gerichtet sein, die geeignetste Art der Mittelverwendung zu
bestimmen.

Auch wenn die tatsächlichen Rahmenbedingungen in Deutschland von den idealisierten
theoretischen abweichen, hat dennoch das Resultat Bestand, daß grundsätzlich diejenigen
Steuern zurückgeführt werden sollten, die den — unter Berücksichtigung aller Wechselwir-
kungen — höchsten marginalen Wohlfahrtsverlust aufweisen. Eine effizientere Gestaltung
des Steuersystems mit einhergehendem positivem Beschäftigungseffekt bedeutet zugleich
eine Wohlfahrtsverbesserung.32 Die vom DIW vorgesehene Einführung eines Öko-Bonus
an die Haushalte ist daher aus allokativer Sicht nicht zu rechtfertigen. In dem Gutach-
ten wird alternativ eine Senkung der Mehrwertsteuer angesprochen.33 Wenngleich die ad-
ministrativen Kosten einer derartigen Maßnahme verhältnismäßig gering wären, ist die
Mehrwertsteuer im deutschen Steuersystem sicherlich nicht diejenige mit den größten Ver-
zerrungswirkungen. Zudem wäre ihre Senkung aufgrund der Harmonisierungsvereinbarun-

31 Dieses Ergebnis häng t allerdings s ta rk von der Spezifikation der individuellen Nutzenfunkt ion ab . Vgl.

zu einer Definition der verschiedenen A r t e n einer doppe l ten Dividende (schwach, mit te l , s t a rk) [15] Goul-

der (1995).
32 Positive Beschäftigungseffekte bedeu ten nicht notwendigerweise eine Wohlfahr tss te igerung. Negat ive

Wohlfahr tswirkungen einer steuerl ichen En t l a s tung des Fak tors Arbei t stellen sich ein, wenn die Reform

das Steuersys tem von seiner second-best opt imalen Gesta l t entfernt .

" S i e h e [11] D I W (1994), S. 397.
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gen innerhalb der EU politisch nicht durchführbar. Für die Unternehmensseite schlägt

das DIW eine Verminderung der Arbeitgeberbeiträge zu den Sozialversicherungen vor.

Diese enthalten jedoch starke Äquivalenzkomponenten und sind insofern teilweise dem

(nicht markträumenden) Lohn zuzurechnen. Die Verzerrung bei den Lohnnebenkosten be-

zieht sich vornehmlich auf die versicherungsfremden Leistungen, die aus den Sozialkassen

finanziert werden, sowie auf Bereiche wie etwa die Krankenversicherung, in denen das

Äquivalenzprinzip ebenfalls durchbrochen wird. Da jedoch für eine Pflichtversicherung be-

stenfalls im Aggregat das Äquivalenzprinzip gilt,34 kann sie selbst dann auf individueller

Ebene durchaus Verzerrungen hervorrufen. Alternativ zu den Sozialversicherungen könn-

ten die Umweltsteuererträge zu einer Reduzierung der Unternehmenssteuern verwandt

werden, woraus ebenfalls positive Beschäftigungseffekte resultieren könnten. Angesichts

unvollkommener Kapitalmärkte infolge unvollständiger Information könnte es aber auch

sinnvoll sein, einen Teil des Umweltsteueraufkommens einer Zweckbindung zu unterwerfen,

um auf diese Weise Energiesparinvestitionen über eine Bereitstellung von Risikokapital zu

fördern.35 Einem solchen Verfahren haftete jedoch die Schwierigkeit an, geeignete Beur-

teilungskriterien für die zu fördernden Projekte festlegen zu müssen.

Ob die zu erzielenden marginalen Wohlfahrtsgewinne durch eine Entlastung der Faktoren

Kapital oder Arbeit oder durch eine effizientere Bereitstellung von Risikokapital größer

sind, läßt sich lediglich anhand einer ökonometrischen Analyse abschätzen.

Infolge einer Ökosteuerreform verändert sich das deutsche Preisgefüge entsprechend den

jeweiligen Angebots- und Nachfrageelastizitäten. Bei den Unternehmen setzen Prozeßinno-

vationen ein, die den Relativpreisveränderungen bei den Inputfaktoren Rechnung tragen.

Auch Standortverlagerungen insbesondere energieintensiver Industrien ins Ausland sind

wahrscheinlich, wohingegen arbeitsintensive aufgrund der Entlastungen tendenziell einen

Anreiz zur Standortverlagerung nach Deutschland haben.36 Die resultierenden Beschäfti-

gungseffekte sind daher entgegengerichtet.

Die Veränderung der Haushaltsnachfrage nach Energie setzt sich aus einem Substitutions-

und einem Einkommenseffekt zusammen. Bei Haushalten, deren Einkommenseffekt positiv

ist und den Substitutionseffekt absolut überwiegt, stellt sich im Zuge der Ökosteuerreform

ein Mehrverbrauch an Energie ein.37 Bei nicht völlig unelastischen Energienachfragen je-

doch ist der vom DIW prognostizierte Rückgang des Energieverbrauches beim Haushalts-

sektor wahrscheinlich.

Durch die Anpassungen im Haushalts- und Unternehmenssektor ist mit einer Abnahme

34Bei demographischen Veränderungen gilt das Äquivalenzprinzip nicht einmal mehr im Aggregat, son-
dern ist auf eine Teilhaberäquivalenz beschränkt.

35Vgl. zur Kreditrationierung von Unternehmen [35] Winker (1996).
36Von den Standortverlagerungen ist auch das Aufkommen der Ökosteuer betroffen; ein Effekt, der im

DIW Gutachten unberücksichtigt bleibt.
37Siehe auch [34] Werbeck (1995), S. 44.
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der nationalen CO2~Emissionen zu rechnen. Dieser positive Einfluß auf die nationale Um-

weltsituation wird jedoch aufgrund des globalen Charakters des Treibhauseffektes durch

die Abwanderung verschmutzungsintensiver Industrien ins Ausland konterkariert. Im Falle

des CO2 tritt das Phänomen des sogenannten carbon leakage auf.38 Trotz des geringen Bei-

trages zur Verminderung globaler Treibhausgasemissionen bei einem deutschen Alleingang

gäbe es zusätzliche, implizite Effekte auch auf das Niveau rein nationaler Externalitäten

wie zum Beispiel SO2 und NOx, die daher ebenfalls in die Betrachtung einfließen sollten.39

Einem großen Land und damit in gewissem Ausmaß auch Deutschland bietet sich aufgrund

seiner Stellung auf dem Weltmarkt die Möglichkeit, über die Einflußnahme auf die Prei-

se an den internationalen Märkten indirekt die Produktionsstruktur im Ausland und auf

diese Weise die dortige Externalitätengenerierung zu beeinflussen.40

Generell ist festzustellen, daß sich ein nationaler Alleingang bei der Durchführung einer

Umweltsteuerreform für ein Land stets lohnt, wenn die Beseitigung oder Reduzierung der

Ineffizienzen eines bestehenden nationalen Steuersystems größere Wohlfahrtseffekte stif-

tet, als sich Wohlfahrtseinbußen in Form nationaler Vermeidungskosten ergeben. Neben

einer Effizienzsteigerung des nationalen Steuersystems kann als zusätzliches Argument an-

geführt werden, daß dem Land gegenüber anderen Staaten eine Vorbildfunktion zukäme,

sofern die Steuerreform mit geringen nationalen Kosten durchgeführt werden könnte. Be-

schleunigte internationale Entscheidungen über wirksame Maßnahmen des globalen Um-

weltschutzes wären eine mögliche Folge. Darüber hinaus ist ein Innovationsimpuls bei der

Entwicklung energieextensiver Technologien vorstellbar, der die Wettbewerbsfähigkeit des

Landes stärkte.

Die ökonomischen Wachstumseffekte einer ökologischen Steuerreform sind unklar. Auch

endogene Wachstumsmodelle geben hierüber keinen verläßlichen Aufschluß. Je nachdem,

ob und wie externe Effekte und bestehende Steuern den Wachstumsmotor innerhalb die-

ser Modelle beeinflussen, bewirkt eine Internalisierung langfristig höhere, geringere oder

gleichbleibende Wachstumsraten. Rückschlüsse auf die Wohlfahrtswirkungen können hier-

aus jedoch nicht gezogen werden. Von den langfristigen Wachstumswirkungen zu unter-

scheiden sind die politisch besonders relevanten kurzfristigen Effekte während des Anpas-

38Das DIW abstrahiert von derartigen globalen Wirkungen unilateraler Internalisierungsmaßnahmen,
obwohl sie gerade für das CO2-Problem von besonderer Relevanz sind.

39Wje sich das globale Emissionsniveau ändert ist davon abhängig, in welchem Maße Produktionen
ins Ausland verlagert werden und welche Umweltvorschriften dort vorherrschen. [33] Straubhaar und
Wyss (1994) kommen in einer Studie für die Schweiz zu dem Ergebnis, daß multilaterale Unternehmen
auch in Ländern mit niedrigeren Umweltstandards eine one Standard strategy fahren, das heißt die hohen
Standards des Heimatlandes auch im Ausland erfüllen. Anhaltspunkte für ein relevantes Ausmaß ökologisch
bedingter Standortarbitrage lassen sich nach Ansicht der Autoren für die Schweiz nicht finden.

40Vgl. zu diesem Themenkreis [22] Markusen (1975) und [18] Killinger (1995). Die Spielräume für ein
derartiges Vorgehen wären allerdings aufgrund bestehender internationaler Verpflichtungen wie dem EU-
Vertrag oder dem GATT sehr begrenzt.
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sungsprozesses vom ursprünglichen zum neuen gleichgewichtigen Wachstumspfad. Würden

die Annahmen des DIW hinsichtlich des recht kurzen Szenariozeitraumes sowie der über

die Zeit steigenden Steuersätze in ein Wachstumsmodell übertragen, so beschränkte sich

die Analyse für plausible Parameterwerte wahrscheinlich auf den Anpassungsprozeß. Selbst

bei langfristig unveränderten Wachstumsraten können die kurzfristigen Anpassungseffekte

durchaus erheblich sein.41

4.2 Fiskalziel

Bei der Einführung einer Umweltsteuer in einen second-best Rahmen, der gekennzeichnet

ist durch eine staatliche Budgetrestriktion, spiegelt die unter allokativen Gesichtspunk-

ten erwünschte Erosion ihrer Steuerbemessungsgrundlage einen grundsätzlichen Konflikt

zwischen dem Fiskal- und dem Allokationsziel der Umweltsteuer wider. Eine unelastische

eigene Steuerbemessungsgrundlage bedeutete, daß die Lenkungswirkungen der Steuer ge-

ring sind. Da die im DIW Gutachten vorgeschlagene Energiesteuer an einem breiten volks-

wirtschaftlichen Stoffstrom — der Energie — ansetzt und die Erosionswirkungen auf die

eigene Steuerbemessungsgrundlage folglich verhältnismäßig gering bleiben, ist sie auch un-

ter fiskalischen Gesichtspunkten von Interesse. Dies gilt ebenso für eine Kombination aus

C02-Komplementär- und Kernenergiesteuer. Aus institutioneller Sicht ist es erforderlich,

bei einer Umgestaltung des Steuersystems im Zuge einer Ökosteuerreform vor allem die

Aspekte ihrer aufkommensneutralen Einführung sowie ihrer Dauerergiebigkeit zu beach-

ten.42

Die Forderung nach Aufkommensneutralität bedeutet, daß durch die Einführung der Um-

weltsteuer keine zusätzlichen Staatseinnahmen generiert werden sollen. Damit die Steu-

erquote unverändert bleibt, müssen andere Steuern entsprechend gesenkt werden. Dabei

ist zu berücksichtigen, daß die Einnahmen des Staates von einer Vielzahl von Faktoren

beeinflußt werden, so daß sie auch bei einem unveränderten Steuersystem von Jahr zu

Jahr schwanken. Zudem reicht es nicht aus, sich bei der Rückführung anderer Steuern

lediglich am Aufkommen aus der Energiesteuer zu orientieren, sondern es müssen auch die

angesprochenen Wechselwirkungen mit den anderen Steuern berücksichtigt werden.43

Defizite bei der Einnahmensicherung durch ein Steuersystem gehen zu Lasten der Stabilität

41 Vgl. zu einer Simulation des Anpassungsprozesses auf eine Veränderung nationaler Umweltschutzmaß-
nahmen im Rahmen eines endogenen Wachstumsmodells [17] Hettich (1995).

42Die Analyse orientiert sich an der vom DIW vorgeschlagenen aufkommensneutralen Einführung der
Umweltsteuer. Auf weitere Aspekte, beispielsweise wie sich eine Okosteuerreform mit dem derzeitigen
System des Finanzausgleichs in der Bundesrepublik Deutschland in Einklang bringen ließe, wird im Rahmen
dieses Aufsatzes nicht eingegangen. Vgl. hierzu [20] und [21] Linscheid und Truger (1994) bzw. (1995).

43[l] Bach et al. (1994) kommen in empirische Schätzungen zu dem Ergebnis, daß der Nettoeffekt eher
gering ist. Für [19] Kohlhaas und Welsch (1995) stellen Kompensationszahlungen in Höhe des Energiesteu-
eraufkommens dann einen zwar nicht ganz exakten, aber praktikablen Weg dar.
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des gesamten Finanzsystems. Hat eine Steuer einen tragenden Anteil am Gesamtsteuerauf-

kommen in einer Volkswirtschaft, so sollte ihr Ertrag zur Vermeidung ständiger Anpassun-

gen im Steuersystem möglichst auch dauerhaft in gleicher Höhe verfügbar sein. Die vom

DIW vorgeschlagene Energiesteuer — und damit auch eine CO2-/Kernenergiesteuer —

mit progressiv steigendem Steuersatz erfüllt selbst bei einer deutlichen Lenkungswirkung

und trotz der Aushöhlung eines Mengensteuersatzes durch Inflation und Wachstum auch

langfristig das Kriterium der fiskalischen Ergiebigkeit. Dieses Ergebnis relativiert sich al-

lenfalls auf sehr lange Sicht oder bei unrealistisch starken Anpassungsreaktionen.44 Die

häufig geäußerten Zweifel an der finanztechnischen Umsetzbarkeit einer Umweltsteuer-

reform sind insofern unbegründet. Auch bei einer Zweckbindung der Umweltsteuerein-

nahmen zur Verminderung der Arbeitgeberbeiträge zu den Sozialversicherungen ist es

aufgrund einer erhöhten Planungssicherheit für die Unternehmen vorteilhaft, wenn das

Aufkommen dauerhaft ergiebig ist.

4.3 Distributionsziel

Das Distributionsziel eines umfassenden Steuersystems ist es, durch Einsatz geeigneter

Instrumente eine politisch erwünschte Einkommens- und Vermögensverteilung herbei-

zuführen. Es ist bei dieser Zielsetzung also nicht erforderlich, daß jedes einzelne Steuer-

und Transferinstrument die erwünschten Verteilungswirkungen unterstützt. Dennoch ste-

hen in der politischen Diskussion staatliche Maßnahmen hinsichtlich ihrer Verteilungswir-

kungen fast ausschließlich isoliert auf dem Prüfstand. Und obgleich eine Lenkungssteuer

wie die Umweltsteuer grundsätzlich ein ungeeignetes Verteilungsinstrument darstellt, wird

auch von ihr gefordert, daß sie sich in die verteilungspolitische Grundausrichtung des Steu-

ersystems einfügt.

Eine Umweltsteuer, wie sie vom DIW vorgeschlagen wird, entfaltet eine schwach regressive

Verteilungswirkung. Die zusätzliche Berücksichtigung einer Rückverteilung der Steuerer-

träge in Form eines pauschalen Öko-Bonus bedeutet, daß Haushalte mit einem verfügba-

ren Einkommen bis zu DM 4.000 monatlich netto entlastet werden.45 Das sich einstellen-

de Belastungsprofil ist demnach progressiv. Das Prinzip der Gruppenäquivalenz beruht

allerdings eher auf politischen Erwägungen als auf Verteilungsgesichtspunkten, weil die

Festlegung eines Steuerdestinatars nur sehr eingeschränkte Aussagen über die tatsächliche

Inzidenz der Steuer zuläßt. Da der Energieverbrauch innerhalb der verschiedenen Einkom-

mensklassen stark differiert,46 gibt es auch dort sowohl Gewinner als auch Verlierer.

Der durch die Einführung einer Umweltsteuer ausgelöste Strukturwandel führt zu regio-

44Vgl. [20] Linscheid und Truger (1994), S. 439f., und [32] Sitte (1995), S.50. Insofern trifft die Aussage
des [30] Sachverständigenrates (1994), S. 210, daß „gute Umweltsteuern fiskalisch schlechte Steuern sind",
nur sehr bedingt zu.

45Siehe [1] Bach et al. (1994), S. 16*.
46Siehe [11] DIW (1994), S. 403.
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nal sehr unterschiedlichen Anpassungskosten. Derartige Härten sind durch eine geeignete
regionale Strukturpolitik zu mildern. Aber auch international kommt es zu Verteilungs-
wirkungen, da beispielsweise energieintensive Industrien ins nicht internalisierende Aus-
land abgedrängt werden. Es ist jedoch zu berücksichtigen, daß selbst eine international
koordinierte Durchführung einer Ökosteuerreform aufgrund der ebenfalls resultierenden
Preisveränderungen durchaus nationale sowie internationale Verteilungswirkungen hätte.

5 Ein Analyserahmen für die Bewertung einer ökologischen

Steuerreform

In den Abschnitten 2 und 3 wurden Ansatz und Methodik des DIW Gutachtens darge-
stellt und diskutiert. In Abschnitt 4 wurde aufgezeigt, welche Instrumente grundsätzlich
geeignet sind, eine effiziente Internalisierung von Umweltexternalitäten zu erreichen. Wei-
terhin ließ sich ein Teil der Wirkungsmechanismen darstellen, die sich ergeben, wenn in
einer Volkswirtschaft weitere steuerliche Verzerrungen existieren. Für die konkrete Beur-
teilung einer Ökosteuerreform ist eine quantitative Abschätzung dieser teils gegenläufigen
Effekte unerläßlich. Der nun folgende Analyserahmen faßt daher die aus den vorherge-
henden Abschnitten gewonnenen Erkenntnisse zusammen. Erst damit wird es möglich,
die Steuerreform hinsichtlich ihrer Primärzieleffizienz einerseits sowie der sonstigen mit
ihrer Umsetzung verbundenen volkswirtschaftlichen Kosten oder Nutzen andererseits zu
beurteilen.

5.1 Primärzieleffizienz

Um die Effizienz eines Steuerungsinstrumentes hinsichtlich der Primärzielerfüllung ei-
ner Reduktion negativer Umweltexternalitäten untersuchen zu können, ist es notwen-
dig, zunächst einen präzisen Zielkatalog festzulegen. Darin sind auch konkurrierende Ziele
zu berücksichtigen. Die negativen Externalitäten der Kernenergienutzung beispielsweise
könnten als ein derartig konkurrierendes Ziel zu einer Reduktion der Emission klimarele-
vanter Spurengase betrachtet werden.

In einem nächsten Schritt ist zu eruieren, ob es andere Instrumente gibt, von denen a prio-
ri erwartet werden kann, daß sie zu demselben Zielerreichungsgrad bei geringeren gesell-
schaftlichen Kosten hinsichtlich Implementation, Umsetzung und gesamtwirtschaftlichen
Auswirkungen führen. Dabei ist auch zu überprüfen, welche administrativen Schwierig-
keiten bei der Einführung oder Durchsetzung verschiedener Instrumente auftreten können
und wie diese auf die Zielerfüllung wirken. Was nützen beispielsweise sehr fein differenzier-
te Schadstoffemissionssteuern, wenn die Erfassung der Steuerbasis nicht praktikabel ist?
Weiterhin sollte dargestellt werden, durch welche Kanäle eine Wirkung der Instrumente

20



auf die Zielgrößen zu erwarten ist. Dabei sind auch indirekt wirkende Mechanismen zu

berücksichtigen, deren Nettoeffekte zunächst unbestimmt sind.

Im Rahmen der quantitativen Abschätzung ist schließlich zu überprüfen, inwieweit das

Primärziel unter den gegebenen Umständen mit dem vorgeschlagenen Maßnahmenpaket

tatsächlich erreicht werden kann. Obwohl beim PREIS-STANDARD-ANSATZ, der die theo-

retische Basis des DIW Vorschlages bildet, ein vorgegebener Zielwert der Umweltbelastung

die Richtgröße für den Einsatz des Steuerinstrumentariums liefert, ist bei der praktischen

Umsetzung a priori die „richtige" Höhe des Steuersatzes unbekannt.

5.2 Quantitative Abschätzung der gesamtwirtschaftlichen Effekte

Bei der quantitativen Abschätzung der Auswirkungen sowohl hinsichtlich der Primärziel-

erfüllung als auch hinsichtlich anderer gesamtwirtschaftlicher Effekte besteht aufgrund der

großen Zahl der zu betrachtenden Variablen und Interdependenzen eine Lücke zwischen

theoretischem Anspruch und empirischer Umsetzbarkeit. Diese zu schließen, werden zwei

Wege beschritten.

Der erste basiert auf Numerischen Allgemeinen Gleichgewichtsmodellen. In diesen Model-

len werden für die einzelnen Gleichungen meist relativ einfache Zusammenhänge postu-

liert. Die Reaktionsparameter (Elastizitäten) in diesen Gleichungen werden häufig nicht

ökonometrisch bestimmt, sondern entweder mehr oder weniger ad hoc festgelegt oder aus

ökonometrischen Studien übernommen. Die Schätzung der Parameter in anderen öko-

nometrischen Studien erfolgt jedoch häufig in einem ganz anderen Modellrahmen oder

zumindest auf einer unterschiedlichen Datenbasis^ Diesem Nachteil der Unsicherheit über

Ursprung und Qualität der Parameterwerte steht der Vorteil entgegen, daß ohne allzu

großen Aufwand auch eine sehr große Anzahl von Gleichungen berücksichtigt werden kann.

Außerdem ergeben sich durch den Ausschluß kurzfristiger Dynamik und — meist auch —

konjunktureller Schwankungen „glatte" Wachstumspfade. Diese Vorteile werden jedoch

um den Preis teilweise heroischer Annahmen erkauft. So wird häufig unterstellt, daß sich

alle Märkte in einem echten Gleichgewicht befinden, daß es also zum Beispiel keine unfrei-

willige Arbeitslosigkeit gibt. Ferner wird die Güte der gewonnenen Aussagen immer von

der Qualität der Kalibrierung abhängen, die häufig nicht nachvollzogen werden kann.47

Der andere Weg besteht darin, die Zusammenhänge in einem ökonometrischen Modell ab-

zubilden. In dieser Richtung stellt die Studie des DIW einen ersten Schritt dar, dessen

Ansatz und Mängel als forschungsleitend für zukünftige Untersuchungen dienen können.

Grundsätzlich sollte auch ein ökonometrisches Modell, mit dessen Hilfe die gesamtwirt-

schaftlichen Effekte einer Umweltsteuerreform erfaßt werden sollen, möglichst viele wirt-

47Vgl. zu Numerischen Allgemeinen Gleichgewichtsmodellen z.B. [5] Böhringer und Rutherford (1995).
Von den Autoren wird derzeit allerdings ein erweitertes Modell mit freiwilliger und unfreiwilliger Arbeits-
losigkeit sowie dynamischen Komponenten entwickelt.
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schaftliche Zusammenhänge erfassen. Idealerweise wäre es auch sektoral disaggregiert.

Dem Wunsch nach einer möglichst detaillierten Abbildung der realen Wirtschaft steht

jedoch der große Aufwand entgegen, der mit der ökonometrischen Schätzung jeder einzel-

nen Gleichung verbunden ist. Ferner bestehen bei einer stark disaggregierten Betrachtung

häufig auch Probleme in der Verfügbarkeit von Daten. Daher sollte die Quantifizierung in

einem gegenüber der DIW Studie erweiterten makroökonometrischen Modell vorgenom-

men werden, das möglichst viele der für die Fragestellung wichtigen Komponenten bereits

beinhaltet. Insbesondere sollte Energie als separater Produktionsfaktor enthalten sein. Er-

fahrungen mit Änderungen der Energiepreise infolge der beiden Ölpreisschocks könnten

auf diese Weise ökonometrisch erfaßt werden, und weiterhin ließe sich induzierter, ener-

giesparender technischer Fortschritt berücksichtigen. Auch der außenwirtschaftliche Teil

wäre zu erweitern. Um die Verlagerung energieintensiver Branchen ins Ausland sowie eine

mögliche Zuwanderung arbeitsintensiver Branchen angemessen berücksichtigen zu können,

ist eine explizite Modellierung der Standortentscheidung in Abhängigkeit von allen Faktor-

preisen wünschenswert. Allerdings wird es kaum möglich sein, in das makroökonometrische

Modell zusätzlich alle Verlagerungen auf sektoraler Ebene direkt einzubinden.

Hier erscheint das Vorgehen des DIW durchaus angebracht, detailliertere Betrachtungen

einzelner Aspekte aus dem Hauptmodell auszulagern. Allerdings ist bei einem solchen

Vorgehen darauf zu achten, daß die Verzahnung der Modellteile konsistent erfolgt. Ins-

besondere muß neben der korrekten Abbildung direkter Wirkungen auch auf mögliche

indirekte Effekte geachtet werden. Da sich die Auslagerung aus dem Hauptmodell gerade

mit der zu großen Komplexität dieser Interaktionen erklärt, wird es nicht möglich sein,

alle zu berücksichtigen. Ansatz weise jedoch lassen sich die Rückwirkungen etwa durch die

Betrachtung verschiedener Szenarien für die Entwicklung abbilden. Ferner sollte sich die

Modellierung der ausgelagerten Bereiche ebenfalls ökonometrischer Methoden bedienen,

da sie eine bessere Beurteilung der den Prognosen anhaftenden Unsicherheit zulassen.

Die quantitative Bewertung einer ökologischen Steuerreform ist jedoch stets mit großen

Unsicherheiten verbunden, und daher ist letztlich jede Simulation bestenfalls so gut wie

die mitzuliefernde Sensitivitätsanalyse. Hinsichtlich der Entwicklung exogener Variablen

wie die Bevölkerungsentwicklung oder die Rohstoffpreise sind unterschiedliche Referenz-

szenarien zu betrachten, um die Auswirkungen der Veränderungen auf die Ergebnisse dar-

zustellen. Die Unsicherheit über die geschätzten oder unterstellten Verhaltensparameter

kann im ökonometrischen Modell durch die Standardfehler der Schätzgleichungen abge-

bildet werden. Ihre Auswirkungen auf die Ergebnisse der Simulation können mit Hilfe

stochastischer Simulationen erfolgen, aus denen sich Konfidenzbereiche für die wichtigsten

Variablen ableiten lassen.48

Im Falle der numerischen allgemeinen Gleichgewichtsmodelle ist eine solche statistische

Inferenz schwierig, da kaum abzuschätzen ist, mit welchen Unsicherheiten die Annahmen

8Vgl. [31] Schellhorn und Winker (1994) für eine Sensitivitätsanalyse durch stochastische Simulation.
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hinsichtlich der Verhaltensparameter verbunden sind. Lediglich wenn sie aus ökonome-
trischen Untersuchungen stammen, können die dort geschätzten Standardfehler als ein
Indikator gelten. Wenn jedoch Verhaltensparameter mehr oder weniger ad hoc gesetzt
werden, kann die Sensitivitätsanalyse ebenso wie für die exogenen Variablen nur auf der
Szenarientechnik basieren.

6 Schlußfolgerungen

Ziel dieser Arbeit war eine kritische Aufbereitung der Diskussion, die das erste größere
Gutachten zu den Auswirkungen einer ökologischen Steuerreform in Deutschland hervor-
gerufen hat.

Es zeigt sich, daß die Relevanz vieler Einwände aus theoretischer Sicht von der erwarte-
ten Größenordnung ihrer realen Auswirkung abhängt. Führt beispielsweise ein nationa-
ler Alleingang bei der Einführung einer Energiesteuer zur Abwanderung von Firmen mit
mehreren hunderttausend Arbeitsplätzen, ist der im DIW nicht hinreichend betrachtete
internationale Aspekt als gravierend anzusehen. Beschränkt sich hingegen die Produkti-
onsverlagerung auf wenige Betriebe in schrumpfenden Sektoren und wird der resultieren-
de Arbeitsplatzverlust aufgrund sinkender Lohnnebenkosten durch neu entstehende Ar-
beitsplätze in anderen Branchen zumindest teilweise kompensiert, verliert das Argument
der internationalen Standortkonkurrenz an Bedeutung. Es ergibt sich somit ein großer
Bedarf an empirischen Untersuchungen zu den Auswirkungen einer ökologischen Steu-
erreform, mit Hilfe derer die aufgezeigten Mängel der DIW Studie zumindest zum Teil
vermieden werden können. Der vorgeschlagene Analyserahmen in Kapitel 5 steckt dabei
einige der Felder ab, in denen zusätzlicher Forschungsbedarf besteht.

Wie die Kritik gezeigt hat, kann nicht davon ausgegangen werden, daß die vom DIW
vorgenommene Quantifizierung der Auswirkungen einer ökologischen Steuerreform im na-
tionalen Alleingang hinreichend genau ist. Dennoch besteht dringender Handlungsbedarf
hinsichtlich der klimarelevanten Emissionen, nicht zuletzt weil bereits eine politische Fest-
legung auf ein Reduktionsziel besteht. Da eine Marktlösung ordnungsrechtlichen Maßnah-
men und auch sogenannten „Selbstverpflichtungen" der Industrie in der Effizienz überlegen
ist, sollte die schrittweise Einführung einer Umweltsteuer nicht weiter verzögert werden. Je
früher Planungssicherheit über zukünftige Entwicklungen besteht, desto geringer werden
die Anpassungskosten ausfallen.

Solange umfassendere Studien noch nicht vorliegen, muß der bestehenden Unsicherheit
einer durchzuführenden Umweltsteuerreform Rechnung getragen werden:49 Für den Fall,

49Der Einstieg in eine ökologische Steuerreform sollte daher von einem entsprechenden Forschungspro-
gramm begleitet sein, um möglichst schnell zu präzisen Aussagen über Wirkungsrichtungen und -großen
zu gelangen.
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daß nach einem nationalen Vorlauf von mehreren Jahren die wirtschaftlichen Kosten bei-

spielsweise in Form von Standortverlagerungen unverhältnismäßig hoch sind, darf eine

Revision des Steuersatzpfades nicht gänzlich ausgeschlossen werden.
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